
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Markus Frohnmaier, Dietmar Friedhoff, Edgar Naujok, 
Dr. Harald Weyel, Dr. Malte Kaufmann und der Fraktion der AfD

Deutsche Entwicklungszusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisationen in 
den Palästinensischen Autonomiegebieten, die von der israelischen Regierung 
als terroristisch eingestuft werden

Anlässlich des Tages des Gedenkens an die Opfer des Nationalsozialismus am 
27. Januar 2022 besuchte der Präsident der israelischen Knesset, Mickey Levy, 
auf Einladung der Bundestagspräsidentin Bärbel Bas Berlin für mehrere Tage 
(https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/bundeskanzler-scholz-trifft-de
n-israelischen-knesset-praesidenten-mickey-levy-2000058, abgerufen am 3. Fe-
bruar 2022).
Am 25. Januar 2022 besuchte Mickey Levy den Deutschen Bundestag und 
führte Gespräche mit den Vertretern aller Fraktionen. Im Gespräch mit den Fra-
gestellern äußerte Mickey Levy Kritik an der deutschen Entwicklungszusam-
menarbeit mit Akteuren in den Palästinensischen Autonomiegebieten, die von 
israelischer Seite als terroristisch eingestuft und verboten wurden. Betroffen 
hiervon sind sechs palästinensische Nichtregierungsorganisationen (NGO): die 
Union of Palestinian Women's Committees (UPWC), Addameer, Al-Haq, die 
Union of Agricultural Work Committees (UAWC), das Bisan-Zentrum für For-
schung und Entwicklung sowie die palästinensische Sektion von Defence for 
Children, von denen die fünf Letztgenannten durch deutsche Geldgeber zumin-
dest mittelbar unterstützt werden (vgl. https://www.welt.de/politik/deutschland/
plus234757214/Palaestinensische-NGOs-Von-Deutschland-gefoerdert-in-Israe
l-als-terroristisch-eingestuft.html, abgerufen am 7. Februar 2022).
Darüber hinaus hat die Bundesrepublik Deutschland in den vergangenen Jahren 
mit dem Palestinian NGO Network, dem 135 palästinensische Nichtregierungs-
organisationen angehören, auch Nichtregierungsorganisationen im Rahmen der 
Entwicklungszusammenarbeit gefördert, die der Boycott, Divestment and 
Sanctions-Bewegung (BDS-Bewegung) zugehören (vgl. beispielsweise Ant-
wort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 
19/23421).
Insbesondere die UAWC geriet zuletzt wegen personeller Verbindungen mit der 
linkextremen und von der Europäischen Union als Terrororganisation klassifi-
zierten Volksfront zur Befreiung Palästinas (PFLP) international in die Kritik 
(vgl. https://www.welt.de/politik/ausland/article212236531/Terror-im-Westjord
anland-Rina-17-ihre-Moerder-und-das-Geld-aus-Europa.html, abgerufen am 
7. Februar 2022).
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Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der israelischen Regierung, die 

sechs genannten palästinensischen Nichtregierungsorganisationen als ter-
roristisch einzustufen?
Wenn nein, warum nicht, wenn ja, welche Schlussfolgerungen zieht die 
Bundesregierung für ihre künftige Förderpraxis hieraus?

 2. Hat die Klassifizierung der genannten palästinensischen Nichtregierungs-
organisationen als terroristische Organisationen durch die israelische Re-
gierung (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller) Auswirkungen auf die aktu-
elle Förderpraxis der Bundesregierung im Rahmen der nichtstaatlichen 
Entwicklungszusammenarbeit in den Palästinensischen Autonomiegebie-
ten, und wenn ja, welche?

 3. Wie geht die Bundesregierung generell damit um, wenn die Regierung ei-
nes befreundeten Staates eine lokale Organisation für terroristisch hält, die 
direkt oder indirekt von deutschen Entwicklungsleistungen profitiert?
Welche Folgen hat dies für die Prüfung der Eignung und der außenpoliti-
schen Unbedenklichkeit?

 4. Hat die Bundesregierung die israelische Regierung bezüglich der Einstu-
fung der genannten palästinensischen Nichtregierungsorganisationen als 
terroristisch konsultiert, und wenn ja, mit welchem Inhalt, und mit wel-
chem Ergebnis?

 5. Hat die israelische Regierung die Bundesregierung bezüglich der Einstu-
fung der genannten palästinensischen Nichtregierungsorganisationen als 
terroristisch konsultiert, und wenn ja, mit welchem Inhalt, und mit wel-
chem Ergebnis?

 6. Hat die israelische Regierung nach Kenntnis der Fragesteller über die Ent-
wicklungszusammenarbeit der Bundesregierung mit den genannten paläs-
tinensischen Nichtregierungsorganisationen gesprochen, und wenn ja, wel-
chen Inhalt hatten diese Gespräche nach Kenntnis der Bundesregierung?

 7. Welche konkreten Prüfungsmechanismen der Bundesregierung gewähr-
leisten die politische Unbedenklichkeit nichtstaatlicher Partner der deut-
schen Entwicklungszusammenarbeit, und welches Ressort ist dabei feder-
führend zuständig?

 8. Hält die Bundesregierung auch solche Nichtregierungsorganisationen für 
förderungsfähig und geeignet für eine Zusammenarbeit, die der BDS-
Bewegung zugehörig sind (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller; bitte be-
gründen)?

 9. Wird bei der Einzelfallprüfung im Rahmen der Entwicklungszusammenar-
beit mit lokalen Akteuren deren ideologische Verortung (etwa durch offizi-
elle Mitteilungen, Mitgliedschaften in Dachverbänden und personelle Ver-
bindungen mit anderen Organisationen) von der Bundesregierung kritisch 
überprüft, und wenn nein, warum nicht?

10. Berücksichtigt die Bundesregierung bei der Auswahl ihrer lokalen Partner 
in den Palästinensischen Autonomiegebieten die Erkenntnisse der israeli-
schen Sicherheitskräfte insbesondere in Bezug auf mögliche Verbindungen 
zu terroristischen Organisationen?
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11. Mit welchen Nichtregierungsorganisationen in den Palästinensischen Au-
tonomiegebieten kooperiert Deutschland zurzeit bei der Durchführung von 
Projekten mittelbar über andere Akteure sowie unmittelbar?
a) Um welche Nichtregierungsorganisationen handelt es sich?
b) Bei der Durchführung welcher Projekte sind diese Nichtregierungsor-

ganisationen jeweils beteiligt?
c) In welcher finanziellen Gesamthöhe und über welchen Zeitraum för-

dert die Bundesregierung diese Projekte jeweils?

Berlin, den 16. Februar 2022

Dr. Alice Weidel, Tino Chrupalla und Fraktion
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